
Konferenz zwischen Kanzlerin Merkel und den Ministerpräsidenten 

der Bundesländer am 15.04.2020 - Was wurde beschlossen? 

 

 

 Die im März getroffenen Kontaktbeschränkungen bleiben weiter gül-

tig und werden bis zum 3. Mai verlängert. 

 

 Das schließt auch das Einhalten des Sicherheitsabstands zu anderen 

Menschen von 1,5 Meter in der Öffentlichkeit ein. Der Aufenthalt im 

öffentlichen Raum ist weiter nur allein, mit einer weiteren nicht im 

Haushalt lebenden Person oder im Kreis der Angehörigen des eigenen 

Hausstands erlaubt. 

 

 Großveranstaltungen sollen wegen der Corona-Pandemie bis zum 31. 

August grundsätzlich untersagt werden – auch Fußballspiele sind da-

von betroffen. Konkrete Regelungen, etwa zur Größe der Veranstal-

tungen, sollen durch die Länder getroffen werden. 

 

 In öffentlichen Gesundheitsdiensten sollen zusätzliche Personalkapa-

zitäten geschaffen werden, „mindestens ein Team von fünf Personen 

pro 20.000 Einwohner“. In besonders betroffenen Gebieten sollen zu-

dem Teams der Länder und die Bundeswehr hinzukommen. Mit die-

sen Maßnahmen sollen Infektionsketten möglichst schnell erkannt, 

Tests zielgerichtet durchgeführt und eine vollständige Kontaktnach-

verfolgung gewährleistet werden. 

 

 Um die vollständige Nachverfolgung von Kontakten mit Coronavirus-

Patienten sicherzustellen, soll auch eine Smartphone-App zum Ein-

satz kommen. Sobald diese verfügbar ist, sollen möglichst große Teile 

der Bevölkerung die Anwendung nutzen, um zu erfahren, ob sie Kon-

takt zu einer infizierten Person hatten. Die Nutzung dieser App soll 

freiwillig sein. 

 

 Deutschland kann derzeit bis zu 650.000 Tests in der Woche durch-

führen, um Coronavirus-Infektionen festzustellen. Je nach Welt-

marktlage sollen zusätzliche Kapazitäten hinzugekauft werden. 



 Der Bund sichert den Ländern und den kassenärztlichen Vereinigun-

gen Unterstützung bei der Beschaffung von Schutzausrüstung zu. 

Vornehmlich soll diese im Ausland bezogen werden. Zusätzlich sollen 

auch im Inland „unter Hochdruck“ Produktionskapazitäten geschaf-

fen werden. Dabei ist das Ziel, eine Vollversorgung der Einrichtungen 

des Gesundheitssystems sowie der Pflege sicherzustellen. 

 

 Bund und Länder haben das Tragen von Alltagsmasken im öffentli-

chen Nahverkehr und im Einzelhandel „dringend“ empfohlen. Eine 

generelle bundesweite Maskenpflicht soll es aber nicht geben. 

 

 Für Risikogruppen und insbesondere Pflege, Senioren- und Behinder-

teneinrichtungen müssen nach den „jeweiligen lokalen Gegebenhei-

ten“ besondere Schutzmaßnahmen ergriffen werden. Dabei soll der 

Schutz der Risikogruppen im Vordergrund stehen. Jedoch dürften die 

Maßnahmen nicht zu einer vollständigen Isolation der betroffenen 

Person führen. Den Einrichtungen wird empfohlen, externe Sachver-

ständige hinzuzuziehen, um ein spezifisches Konzept zu entwickeln. 

 

 Bund und Länder haben vereinbart, dass anstehende Prüfungen und 

Prüfungsvorbereitungen der Abschlussklassen „nach entsprechenden 

Vorbereitungen“ wieder stattfinden können. Der allgemeine Schulbe-

trieb in Deutschland soll dann am 4. Mai wieder aufgenommen wer-

den – beginnend mit den Abschlussklassen, den Klassen, die im kom-

menden Jahr Prüfungen ablegen, und den obersten Grundschulklas-

sen. Zudem wird die Kultusministerkonferenz beauftragt, bis zum 29. 

April ein Konzept für weitere Maßnahmen vorzulegen. 

 

 Geschäfte bis 800 Quadratmeter Verkaufsfläche, Kfz- und Fahrrad-

händler sowie Buchhandlungen dürfen unter Hygieneauflagen und ei-

ner Steuerung des Zutritts wieder geöffnet werden. Zudem sollen sich 

Friseure darauf vorbereiten, ab dem 4. Mai wieder den Betrieb aufzu-

nehmen. Dabei gelten auch die genannten Schutzmaßen. 

 

 Der Besuch von Kirchen, Synagogen, Moscheen sowie religiösen Fes-

ten, Veranstaltungen und Zusammenkünften bleibt weiter untersagt. 



 Unternehmen sollen in Deutschland auf Grundlage einer angepassten 

Gefährdungsbeurteilung sowie betrieblichen Pandemieplanung ein 

Hygienekonzept umsetzen. Dabei ist unter anderem das Ziel, „nicht 

erforderliche Kontakte in der Belegschaft und mit den Kunden zu ver-

meiden, allgemeine Hygienemaßnahmen umzusetzen und die Infekti-

onsrisiken bei erforderlichen Kontakten durch besondere Hygiene- 

und Schutzmaßnahmen zu minimieren“. Wenn möglich, sollen Un-

ternehmen weiter Heimarbeit ermöglichen. 

 

 Bund und Länder unterstützen die Wirtschaft dabei, gestörte interna-

tionale Lieferketten wiederherzustellen. Dafür werden für betroffene 

Unternehmen entsprechende Kontaktstellen eingerichtet, die auf poli-

tischer Ebene dazu beitragen sollen, dass die Herstellung und Liefe-

rung benötigter Produkte wieder problemlos erfolgt. 

 

 Es gilt weiterhin die Aufforderung, auf private Reisen sowie den Be-

such von Verwandten zu verzichten. Das gilt sowohl für Auslandsrei-

sen als auch für überregionale Tagesausflüge im Inland. Die weltweite 

Reisewarnung wird aufrechterhalten. Hotelübernachtungen sind wei-

terhin nur für notwendige und ausdrücklich nicht touristische Zwecke 

möglich. Für Personen, die in Deutschland einreisen, wird weiter eine 

zweiwöchige Quarantäne angeordnet, ausgenommen sind Pendler und 

Berufsreisende. 

 

 Bund und Länder wollen in enger Abstimmung mit den Krisenstäben 

der Länder für besonders vom Coronavirus betroffene Gebiete schnell 

abrufbare Unterstützungsmaßnahmen bereitstellen. Damit soll auf die 

regionale Dynamik bei der Verbreitung des Virus besser reagiert wer-

den können. Dazu gehöre auch, dass umfassende Beschränkungen in 

den betroffenen Gebieten aufrechterhalten beziehungsweise nach zwi-

schenzeitlicher Lockerungen konsequent wieder eingeführt werden 

sollen. Im Einzelfall soll es möglich sein, die „Mobilität in die beson-

ders betroffenen Gebiete hinein und aus ihnen heraus“ einzuschrän-

ken. 

 



 Der Bund sichert deutschen Unternehmen sowie internationalen Or-

ganisationen bei der Impfstoffentwicklung gegen SARS-CoV-2 ihre 

Unterstützung zu. Sobald ein Impfstoff verfügbar ist, sollen schnellst-

möglich Impfdosen für die gesamte Bevölkerung bereitstehen. 

 

 Der Bund kündigt den Aufbau einer SARS-CoV-2-Datenbank an. Da-

bei sollen mit Unterstützung von Forschungseinrichtungen von Bund 

und Ländern stationäre Behandlungen dokumentiert und ausgewertet 

werden. Ein wichtiger Punkt ist dabei die Bestimmung der Immunität 

der Bevölkerung gegen den Erreger. 

 

Mit den genannten Maßnahmen sollen die Infektionsketten des Coronavi-

rus noch besser kontrolliert werden. Daher sei es wichtig, etwa alle zwei 

Wochen die Dynamik der Infektionen sowie die Auslastung und Leistungs-

fähigkeit des Gesundheitswesens zu kontrollieren. Auf dieser Basis könne 

entschieden werden, ob weitere Schritte erfolgen müssen. 


